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Frau Prof. Dr. Dalbert (GRÜNE):  
 

Danke, Frau Präsidentin. - Wenn wir in den länd-
lichen Raum schauen, dann sehen wir, dass es 
auch dort Kliniken gibt, die nicht ausreichend fi-
nanziert sind. In diesem Zusammenhang müssen 
wir über das sogenannte Zwei-Säulen-Modell re-
den und uns fragen, ob es wirklich noch zeitgemäß 
ist, dass wir eine starke sektorale Trennung zwi-
schen Kliniken und ambulanter Versorgung haben. 
Sollten wir nicht vielmehr Modelle entwickeln, wo 
auch Kliniken in stärkerem Maße Verantwortung 
für die ambulante Versorgung übernehmen? - Ich 
denke, in der Altmark konnten wir von solchen 
Modellen deutlich profitieren. Auch das ist Teil der 
Bundesratsempfehlung. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
 

Wenn wir über Krankenhausfinanzierung reden 
und die Universitätskliniken besonders in den Fo-
kus nehmen, dann muss an dieser Stelle auch er-
wähnt werden, Herr Wissenschaftsminister, dass 
wir seit zwei Jahren auf ein Hochschulmedizin-
gesetz warten, das die rechtliche Situation der 
Hochschulmedizin klärt. 
 

(Herr Lange, DIE LINKE, lacht) 
 

Wir haben heute schon mehrfach über Hochschul-
medizin und Spardebatte gesprochen. Auch das 
fehlende Hochschulmedizingesetz trägt zur Verun-
sicherung der Hochschulmedizin an beiden Stand-
orten bei. Ich hoffe, dass wir hierzu endlich einmal 
eine Zuarbeit aus Ihrem Hause bekommen, über 
die wir dann im Ausschuss debattieren können. 
 

(Zuruf von Herrn Lange, DIE LINKE) 
 

Kurz und gut: Es ist ein guter Antrag. BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN wird dem Antrag der regierungstra-
genden Fraktionen zustimmen. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN - Herr Scheurell, 
CDU: Oh! Das freut uns!) 

 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke sehr, Kollegin Dalbert. - Für die SPD-Frak-
tion spricht noch einmal die Abgeordnete Frau 
Dr. Pähle. 
 
 

Frau Dr. Pähle (SPD): 
 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich danke für die Diskussion hier im Land-
tag. Auch wenn ich sagen muss: Frau Zoschke, ich 
gebe Ihnen Recht, wir haben uns in unserem An-
trag auf die Universitätsmedizin bezogen. Das sei 
einer wissenschaftspolitischen Sprecherin auch er-
laubt. Wenn Sie als Verantwortliche für den Ge-
sundheitsbereich in Ihrer Fraktion ähnliche An-
sinnen für die allgemeine Krankenhausversorgung 
haben, dann schreiben Sie Anträge. Herzlich will-
kommen! 
 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Die Bundesratsinitiative bezieht sich auf alle Kran-
kenhäuser. 
 

(Frau Zoschke, DIE LINKE: Eben, das ist 
das Problem!) 

 

Die Umsetzung dieser Bundesratsinitiative wird 
dann auch der Versorgung in den Krankenhäusern 
generell zugute kommen, auch der Überprüfung 
der DRGs. Das heißt, hierbei gibt es kein Ent-
weder-oder und kein Ausspielen der Universitäts-
kliniken und der anderen Krankenhäuser. 
 

Der spezifische Fokus liegt auf der Universitäts-
medizin - das habe ich in meiner Rede hoffentlich 
deutlich gemacht -, weil dort besondere Erkran-
kungen behandelt werden, weil dort schwere Fäl-
len behandelt werden, weil dort bestimmte Versor-
gungseinrichtungen vorgehalten werden, die in 
den Krankenhäusern nicht generell vorhanden 
sind. Das sind Spezifika, die kann man - mit Ver-
laub, salopp gesagt - nicht auf jedes Krankenhaus 
in Hinterposemuckel herunterbrechen. Das geht 
einfach nicht. Deshalb hat Universitätsmedizin eine 
besondere Rolle. 

 

Wir wollen, dass wir in diesem Land dieser beson-
deren Rolle gerecht werden. Ich gebe Ihnen Recht: 
Ja, dazu gehören auch die Investitionskosten. 
Doch auch das habe ich in meinem Redebeitrag 
gesagt. Wir wollen in den Haushaltsverhandlungen 
dazu beitragen, dafür sorgen, dass Investitionen in 
die Universitätskliniken vom Land getätigt werden.  

 

Aber die Verantwortung dafür liegt beim Wissen-
schaftsbereich; denn das fällt in den Einzelplan 06. 
Es ist nicht der Einzelplan des Gesundheitsminis-
teriums. Aus dem Einzelplan 06 werden Großgerä-
te angeschafft, die dann auch in der medizinischen 
Versorgung zur Anwendung kommen. Das ist der 
Unterschied. 

 

Es ist auch wirklich ein Problem an den Kliniken, 
dass man nicht zwischen Forschung und Lehre 
und der medizinischen Versorgung trennen kann. 
Wie wollen Sie es denn trennen, wenn um ein 
Krankenbett herum neben dem Chefarzt noch fünf 
Studenten stehen und als Teil ihrer Ausbildung 
den Patienten untersuchen? Wie wollen Sie das 
denn trennen? 

 

Für diese besondere Situation brauchen die Uni-
versitätskliniken den Systemzuschlag. Genau das 
ist der Unterschied. Deshalb haben wir diesen An-
trag als Regierungsfraktion geschrieben, um ins-
besondere auf diesen Teilbereich der medizini-
schen Versorgung einen Fokus zu setzen. 

 

Ich weiß, dass wir insgesamt vor schwierigen Dis-
kussionen stehen, wenn es um die Finanzierung 
des Gesundheitswesens geht. Ich muss Ihnen sa-
gen: Bei der solidarischen Bürgerversicherung sind 
wir doch gar nicht im Dissens. Natürlich tragen alle 
Schultern dann mehr Last und dementsprechend 
gibt es auch mehr zu verteilen. Deswegen muss 
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ich Ihnen ganz ehrlich sagen: An dieser Stelle ha-
be ich Ihre Einwürfe gar nicht verstanden. Dazu 
möchte ich auch nichts weiter ausführen und auch 
nicht weiter darauf eingehen. 

 

Ich denke, mit dem Beschluss des hier vorliegen-
den Antrages und dem Bericht des Wissenschafts- 
und Wirtschaftsministeriums - übrigens in beiden 
Ausschüssen, sowohl im Ausschuss für Ausschuss 
für Wissenschaft und Wirtschaft als auch im Aus-
schuss für Arbeit und Soziales; auch daran haben 
wir gedacht - ist schon ein erster Schritt getan. Wir 
haben jetzt, mit dem Bundesratsbeschluss und 
dem Beschluss der Kultusministerkonferenz, idea-
le Voraussetzungen dafür, tätig zu werden. Diese 
Chance sollten wir nicht verstreichen lassen, weil 
wir uns darüber streiten, wer es denn letztlich er-
funden hat. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Herr Lange hat noch ein Nachfrage. - Bitte sehr. 
 
 

Herr Lange (DIE LINKE):  
 

Zwei kleine Fragen. Zum einen würde ich gern die 
Frage, die ich Herrn Thomas gestellt habe, auch 
Ihnen stellen - vielleicht habe ich bei Ihnen mehr 
Glück -: Haben Sie Kenntnis davon, dass man 
plant, bei den Investitionen Geld zu streichen, um 
auf die Summe von 26 Millionen € zu kommen? 
Wenn das so wäre, wie schätzen Sie das ein?  
 

Eine zweite Frage. Sie haben gesagt, das liegt 
jetzt allein beim Wissenschaftsminister. Stimmen 
Sie mir darin zu, dass die Finanzierung der Ambu-
lanzen, die eine enorme Leistung für das gesamte 
Gesundheitssystem erbringen, eine Frage ist, die 
man auch mit dem Sozialminister klären muss, 
damit die in diesem Bereich bestehende extreme 
Unterfinanzierung endlich beseitigt werden kann? 
 
 

Frau Dr. Pähle (SPD): 
 

Zu Ihrer ersten Frage, Herr Lange: Ich habe keine 
Kenntnis davon, aber ich habe auch Ähnliches ge-
hört. Ich konnte allerdings von meinem Platz aus 
beobachten - das konnte Herr Thomas nicht -, wie 
der Minister auf die Frage reagiert hat: Er hat mit 
dem Kopf geschüttelt.  
 

Daher gehe ich davon aus, dass das, was auch ich 
gehört habe, so nicht umgesetzt wird. Letztlich 
werden wir es bei der Vertitelung des Haushalts-
plans sehen. Ich glaube, ich habe mich deutlich 
dazu geäußert, dass wir eine Absenkung der In-
vestitionen in diesem Bereich für falsch halten. 
 

Zu Ihrer zweiten Frage: Ja, die Finanzierung der 
Ambulanzen ist ein wesentliches Problem. Das ist 
genau das, was ich in meiner Rede auch ausge-
führt habe. Die Fallkostenpauschalen sind auch für 
die ambulante Versorgung nicht kostendeckend. 

Ja, an dieser Stelle gibt es, wie auch an einigen 
anderen Stellen bei der Krankenhausfinanzie-
rungsproblematik, einen Dissens zwischen Wis-
senschafts- und Gesundheitsminister. Das ist so.  
 

Ich denke jedoch, der Bundesratsbeschluss allein 
bietet eine ausreichende Grundlage dafür, um tätig 
zu werden, auch gemeinsam tätig zu werden. Man 
muss letztlich ehrlich sagen: Bisher haben auch 
die Krankenkassen an diesen Stellen extrem ge-
mauert, wenn es darum ging, bestimmte Kosten zu 
übernehmen. Daher würde ich den Dissens nicht 
unbedingt zwischen den beiden Ministerien, son-
dern eher bei den Krankenkassen vor Ort sehen. 
 

(Zustimmung bei der SPD) 
 
 

Vizepräsidentin Frau Dr. Paschke:  
 

Danke sehr, Frau Kollegin Pähle. - Damit ist die 
Debatte beendet. Wir stimmen über den Antrag 
der Koalitionsfraktionen in der Drs. 6/2251 ab. Die 
Fraktion DIE LINKE hat eine Überweisung be-
antragt. Ich würde erst einmal darüber abstimmen 
lassen, ob einer Überweisung zugestimmt wird 
oder ob über den Antrag direkt abgestimmt werden 
soll. Wer einer Überweisung zustimmt, den bitte 
ich um das Kartenzeichen. - Das sind die Fraktio-
nen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
Wer ist dagegen? - Das sind die Koalitionsfraktio-
nen. Eine Überweisung wurde somit abgelehnt. 
 

Dann stimmen wir jetzt über den Antrag als sol-
chen ab. Wer stimmt dem Antrag zu? - Das sind al-
le Fraktionen. Damit ist der Antrag angenommen 
worden. 
 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 
 
 
 

Zweite Beratung 
 

Unterstützung der Bundesratsinitiative zur Ände-
rung des Gesetzes über befristete Arbeitsverträge 
in der Wissenschaft (WissZeitVG-ÄndG) 
 

Antrag Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 
6/2098 
 

Beschlussempfehlung Ausschuss für Wissenschaft 
und Wirtschaft - Drs. 6/2236 
 
 
 

Die erste Beratung fand in der 45. Sitzung des 
Landtages am 20. Juni 2013 statt. Berichterstatter 
ist Herr Tögel. Bitte sehr. 

 
 

Herr Tögel, Berichterstatter des Ausschusses 
für Wissenschaft und Wirtschaft:  
 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wie die Präsidentin eben schon gesagt hat, wurde 
der oben angeführte Antrag in der 45. Sitzung des 
Landtages am 20. Juni 2013 zur weiteren Bera-
tung an den Ausschuss für Wissenschaft und Wirt-
schaft überwiesen.  


